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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit der Überweisung eines Postulats Feri (sp, AG) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts über die Situation der Sexarbeiterinnen
und -arbeiter in der Schweiz. Die dadurch erhaltene Übersicht über die Aufsicht,
Voraussetzungen und Bedingungen der Sexarbeitenden in den Kantonen soll den
optimalen Schutz der Sexarbeitenden und Freier ermöglichen. Die Frage nach den
Sicherheitskosten im Zusammenhang mit käuflichem Sex strich die grosse Kammer
aufgrund des zu hohen finanziellen Aufwands für die Erhebung aus der Liste der zu
prüfenden Punkte. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, das
gemeinsam mit den bereits überwiesenen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162)
und Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332) beantwortet werden kann. 1

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Feri (sp, AG) ab, da der Bundesrat
das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu Prostitution
und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 2

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Grundrechte

Aufgrund eines Postulats Bäumlin (sp, BE) legte der Bundesrat einen Bericht über die
Menschenrechtspolitik der Schweiz vor. Dieser setzt sich insbesondere auch mit der
Frage der Kohärenz dieser Politik mit den übrigen aussen-, wirtschafts- und
entwicklungspolitischen Aktivitäten der Schweiz auseinander. Das Parlament nahm
diesen Bericht nach eingehender Diskussion zur Kenntnis und der Nationalrat überwies
ein Postulat, das für die Zukunft eine regelmässige Berichterstattung fordert. 3

POSTULAT
DATUM: 04.10.2000
HANS HIRTER

Auch der Nationalrat setzte sich für die Bekämpfung des Menschenhandels ein und
überwies ein Postulat Streiff-Feller (evp, BE) diskussionslos. Der 2012 eingereichte
Vorstoss forderte zwar vom Bundesrat vorerst nur einen Bericht zur Bekämpfung des
Menschenhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung. Hinter dem Postulat versteckt
sich jedoch das Anliegen Streiff-Fellers, auch in der Schweiz ein Prostitutionsverbot
einzuführen. Das bislang kaum beachtete Postulat erhielt durch den
Rotlichtmilieuskandal in der Zürcher Stadtpolizei politische Brisanz und entfachte eine
lebhafte Diskussion über das Verbot des käuflichen Sex. 4

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
NADJA ACKERMANN

Einen anderen Weg wollte ein Postulat Caroni (fdp, AR) vorbereiten. Der Vorstoss
verlangte vom Bundesrat einen Bericht über die Verbesserungsmöglichkeiten der
rechtlichen Stellung von Sexarbeitenden. Da repressive Massnahmen wie das
Prostitutionsverbot die Sexarbeitenden in die Illegalität drängten und dadurch ihre
Gefährdung erhöhten, müssten andere Mittel gefunden werden. Ein wirksameres
Instrument zur Bekämpfung des Menschenhandels wurde in der Aufhebung der
Sittenwidrigkeit und dem daraus resultierenden Anspruch auf den vereinbarten
Freierlohn sowie dem Recht auf einen Arbeitsvertrag gesehen. Der Nationalrat überwies
das Postulat ohne Diskussion an den Bundesrat. 5

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
NADJA ACKERMANN

In der Frühjahrssession 2014 nahm der Nationalrat ein Postulat Fehr (sp, ZH)
diskussionslos an und beauftragte damit den Bundesrat, eine Länderstudie zu
Prostitution und Sexarbeit zu erstellen. Die Studie soll einerseits darlegen, wie die
untersuchten Länder, darunter Schweden, Ausbeutung und Menschenhandel in der
Prostitution und Sexarbeit bekämpfen und andererseits konkrete Massnahmen für die
Schweiz vorschlagen. Der Bundesrat will das Postulat Fehr in einem Bericht zusammen
mit den thematisch ähnlichen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162) und Caroni
(fdp, AR; Po. 13.3332) erfüllen. 6

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN
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Der Bundesrat wird eine exakte Bilanz über die Umsetzung des in Artikel 12 der UNO-
Kinderrechtskonvention festgelegten Anhörungsrechts für Kinder vorlegen. Die 1997
von der Schweiz unterzeichnete Konvention räumt den Kindern Rechtssubjektcharakter
ein. Es wurde befürchtet, dass das Gesetz nicht zufriedenstellend umgesetzt würde.
Der Nationalrat überwies in der Herbstsession diskussionslos ein entsprechendes
Postulat seiner Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur. 7

POSTULAT
DATUM: 08.09.2014
NADJA ACKERMANN

In seiner Antwort auf ein im März 2014 überwiesenes Postulat Stöckli (sp, BE) (Po.
13.4187) verabschiedete der Bundesrat im November 2014 einen Bericht über die
Erfahrungen und Perspektiven nach einer 40-jährigen EMRK-Mitgliedschaft der
Schweiz. Darin wies der Bundesrat unter anderem darauf hin, dass die Rechtsprechung
in Strassburg jene des Bundesgerichts zu den Grundrechten mitgeprägt und den
Schweizer Grundrechtskatalog beeinflusst habe. Trotz der Kritik an gewissen Urteilen
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte stehe eine Kündigung der EMRK
nicht zur Diskussion. Vielmehr solle ein gelassenerer Umgang mit Strassburg gepflegt
werden. Anlässlich des 40. Jubiläums des Schweizer Beitritts fanden am 28. November
2014 öffentliche Veranstaltungen im Beisein von Bundesrätin Simonetta Sommaruga
statt. Die Justizministerin ging in ihrer Rede an der Universität Zürich zwar auf die
kritischen Stimmen ein, wies sie jedoch mehrheitlich zurück. Im Vorfeld der
Feierlichkeiten war eine Debatte über die Verbindlichkeit der Rechtsprechung des
Strassburger Gerichtshofes geführt worden. Während die SVP in der Bundesverfassung
einen klaren Vorrang des Landesrechts vor dem Völkerrecht festschreiben wollte,
sammelten sich verschiedene Organisationen aus dem Menschenrechtsbereich zur
Arbeitsgruppe „Dialog EMRK“. Eine von Walter Kälin verfasste Studie hob zudem hervor,
dass eine Nichtbeachtung der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte unvermeidlich den Austritt aus dem Europarat zur Folge hätte. „Die
Schweiz und die EMRK – das ist eine Verbindung ohne Verfallsdatum“, betonte auch
Sommaruga. 8

POSTULAT
DATUM: 28.11.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Streiff-Feller (evp, BE) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 9

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Caroni (fdp, AR) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 10

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Das Postulat Fehr (sp, ZH) für eine Länderstudie zum Thema Prostitution und Sexarbeit
wurde im Sommer 2016 durch den Nationalrat abgeschrieben. Der Bundesrat hatte das
Anliegen des Postulats mit dem Bericht «Prostitution und Menschenhandel zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung» bereits im Sommer 2015 erfüllt. 11

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
CATALINA SCHMID

Der Bundesrat soll in einem Bericht bestehende multilaterale Initiativen zur
Bekämpfung von Menschenschmuggel durch kriminelle Schlepper in ihren politischen,
rechtlichen und operationellen Gesichtspunkten vorstellen und beurteilen sowie die
Vor- und Nachteile einer verstärkten Beteiligung an diesen Aktivitäten seitens der
Schweiz darlegen. Ein entsprechendes Postulat Béglé (cvp, VD) wurde vom Nationalrat
im Herbst 2016 stillschweigend angenommen. 12

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
KARIN FRICK
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Innere Sicherheit

Anlässlich der Behandlung einer Klage gegen die Schweiz fällte der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg einen Grundsatzentscheid zum Einsatz
von verdeckt arbeitenden Fahndern (sogenannte V-Männer). Er hielt dabei fest, dass
deren Einsatz zulässig ist und keiner besonderen gesetzlichen Grundlagen bedarf.
Wenn ihre Aussagen in Prozessen als Beweismittel verwendet werden, muss der
Verteidigung jedoch das Recht auf persönliche Befragung eingeräumt werden, wobei es
freilich zulässig ist, den V-Mann durch technische Massnahmen vor Identifizierung zu
schützen. Unmittelbar nach diesem Urteil forderte Ständerat Danioth (cvp, UR) mit
einer Motion, diesen zulässigen V-Männer-Einsatz in einem Gesetz zu regeln. Bundesrat
Koller war mit dem Anliegen grundsätzlich einverstanden, beantragte aber die
Umwandlung in ein Postulat, weil ihm die in der Motion enthaltene Beschränkung auf
die Drogenkriminalität zu eng erschien und der Vorstoss zudem staatsrechtlich nicht
zulässige Eingriffe in die kantonalen Kompetenzen bezüglich Strafprozessverfahren
verlangte. Der Ständerat folgte dieser Argumentation. 13

POSTULAT
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Ein Postulat Yvonne Feri (sp, AG), das einen Bericht über unterstützende Massnahmen
zur Gleichstellung der Geschlechter verlangte, um eine Geschlechterquote von 40
Prozent in der Bundesverwaltung zu erreichen, wurde mit 94 (bürgerlichen) zu 73
(links-grünen) Stimmen abgelehnt. Die Ratsmehrheit folgte den Argumenten von
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, die das Postulat zur Ablehnung empfahl, weil
die Forderung ohne den Bereich Verteidigung bereits erfüllt sei. 2013 hätte der
Frauenanteil ohne VBS und Grenzwachtkorps 43.3 Prozent betragen. Der Sollwert liege
bei 44 bis 48 Prozent. Diese Zahl strebe man auch in Kaderpositionen an, wo der
Frauenanteil nach wie vor tiefer sei. 14

POSTULAT
DATUM: 13.06.2014
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

La chambre du peuple a transmis un postulat Bäumlin (ps, BE) demandant au Conseil
fédéral d’établir un rapport explicatif concernant le rapport sur la politique extérieure
dans les années nonante, le rapport sur la politique de la Suisse en faveur des droits de
l’homme en 1982 et les activités de la Suisse au sein de l’OSCE. Ce rapport
complémentaire devrait permettre aux départements et offices associés à la rédaction
d’exposer leurs divergences afin de les aplanir dans les domaines de la politique
économique extérieure et du développement. 15

POSTULAT
DATUM: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Sur avis favorable du Conseil fédéral, le Conseil des Etats a adopté tacitement un
postulat de sa commission de politique extérieure (CPE-CE), qui demandait au
gouvernement de soumettre au parlement un rapport présentant notamment : les défis
que les conflits armés actuels posent en matière de droit international humanitaire
pour ce qui est du respect de ce droit et de la protection de la population civile ; les
domaines dans lesquels il est possible de développer encore le droit international
humanitaire ; les domaines dans lesquels la Suisse pourrait prendre l'initiative, en
accord avec le CICR, pour encourager les acteurs publics et privés à respecter le droit
international humanitaire, et les mesures concrètes qu'elle pourrait prendre à cet
égard ; la nature juridique des Conventions de Genève et de leurs protocoles
additionnels, ainsi que leur applicabilité dans les pays qui ne les ont pas ratifiés. 16

POSTULAT
DATUM: 08.12.2008
ELIE BURGOS

Après opposition, le Conseil national a approuvé de peu le postulat du conseiller
national von Graffenried (verts, BE). Ce postulat recommande au gouvernement de
proposer un projet d’application de la stratégie Ruggie, qui selon les principes
« protéger, respecter et réparer », demande une redéfinition du concept de
responsabilité sociale et écologique des entreprises, une meilleure application du
respect des droits de l’homme et enfin une minimisation des conflits entre affaires
économiques extérieures et droits de l’homme. En ne récoltant que 95 voix contre 97,

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
EMILIA PASQUIER
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l’opposition émanant principalement des membres de l’UDC, du PBD et du PLR n’a pas
réussi à faire pencher la balance. 17

Bien que le Conseil national ait rejeté la pétition « Droit sans frontières » en 2012, la
commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN) a souhaité agir dans
le domaine des violations des droits de l’homme et des dégradations
environnementales causées par des multinationales suisses. La commission a donc
proposé à son Conseil de mandater le Conseil fédéral afin que ce dernier effectue un
rapport de droit comparé. Le rapport devra rendre compte des obligations imposées
aux multinationales d’autres pays. Il servira de base pour la mise en œuvre de mesures
appropriées au contexte économique helvétique. Le postulat a été adopté par la
chambre basse. 18

POSTULAT
DATUM: 13.03.2013
EMILIA PASQUIER

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Conseil des Etats a transmis un postulat Schoch (prd, AR) priant le gouvernement de
faire en sorte que la Suisse lance une offensive diplomatique auprès de tous les
gouvernements, afin que le CICR puisse remplir ses tâches humanitaires en Bosnie-
Herzégovine et que les Conventions de Genève soient respectées par toutes les parties
contractantes. De son côté, la Chambre du peuple a classé ce même postulat qui lui a
été soumis par le député radical bernois François Loeb (94.3454). 19

POSTULAT
DATUM: 16.12.1994
LIONEL EPERON

Zwischenstaatliche Beziehungen

Sur proposition de sa commission, le Conseil des Etats a transmis un postulat
demandant au gouvernement de présenter un rapport d’évaluation des mesures
futures à prendre en République démocratique du Congo. Les objectifs de ces mesures
sont le maintien de la paix civile, le respect des droits de l’homme, le développement
démocratique et le développement durable en coopération avec d’autres acteurs
internationaux. 20

POSTULAT
DATUM: 08.03.2012
EMILIA PASQUIER

Aussenwirtschaftspolitik

Au mois de novembre 2014, le Conseil des Etats a accepté (23 voix pour, 18 contre et 0
abstention) le postulat déposé par sa commission de politique extérieure (CPE-CE)
chargeant le Conseil fédéral d'analyser les mesures judiciaires et non judiciaires mises
en œuvre par d'autres Etats afin d'offrir un accès effectif à la réparation pour les
personnes victimes d'atteintes aux droits humains de la part d'entreprises situées
dans un pays d'accueil. Si la minorité Eder (plr, ZG) proposait le rejet du postulat,
l'exécutif fédéral s'était, a contrario, déclaré favorable au texte. 21

POSTULAT
DATUM: 26.11.2014
AUDREY BOVEY

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil national a adopté un postulat du Groupe des Verts, qui demandait au Conseil
fédéral de veiller à ce que l’armée renonce à toute aide à la diffusion du « Guide des
recrues ». Cette publication, éditée à titre privé, a notamment suscité l’intervention de
la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey, pour son caractère misogyne. Le Conseil
fédéral, qui avait décidé d’un droit de regard sur le contenu de la brochure fin 2004 et
avait chargé le DDPS d’apporter des corrections d’ordre rédactionnel en cas de
contenu incorrect, sexiste ou discriminatoire, a été interpellé à nouveau par le
conseiller national Lang (pe, ZG) (question 05.5096) suite à la parution d’un nouveau
numéro en 2005, qui témoignait de peu de changements par rapport aux précédents. 22

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
ELIE BURGOS
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Priska Seiler Graf (ps, ZH) aimerait que le Conseil fédéral évalue des mesures
exemplaires de promotion des droits et des opportunités des femmes dans les
organisations militaires, au regard de sa politique d'égalité. Dans les stratégies d'égalité
destinées à l'armée, il faudrait d'abord privilégier cette démarche avant d'imposer de
nouvelles obligations aux femmes. Le groupe de travail chargé d'analyser le système de
l'obligation de servir préconisait d'ailleurs le modèle norvégien, selon lequel tant les
femmes que les hommes accomplissent leur service au sein de l'armée ou de la
protection civile. Le Conseil fédéral partage l'avis de la parlementaire. Il juge pertinent
de s'intéresser à la pratique étrangère dans le cadre du rapport sur le renouvellement
des effectifs de l'armée attendu pour fin 2020. Le postulat sera adopté par le Conseil
national. 23

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
DIANE PORCELLANA

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

A travers un postulat, Luc Recordon (verts, VD) charge le Conseil fédéral de faire la
lumière et d'envisager des mesures au sujet du commerce de l'or produit en violation
des droits humains. Alors que le postulat a été repris par Liliane Maury Pasquier (ps, GE)
et que le Conseil fédéral proposait d'accepter le postulat, la chambre des cantons l'a
adopté à l'unanimité. 24

POSTULAT
DATUM: 01.12.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Barbara Gysi (ps, SG) souhaitait un rapport du Conseil fédéral sur le négoce des pierres
gemmes en Suisse. L’objectif du rapport était notamment de faire la lumière sur les
conditions de travail dans les pays en développement en prenant en compte les droits
de l’Homme. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter le postulat. Il a souligné que de nombreux plans
d’actions ou rapports étaient déjà en vigueur ou seraient publiés. Il a cité, par exemple,
le Plan d’action concernant la responsabilité sociétale des entreprises (RSE) 2015-2019,
le Plan d’action national pour la mise en œuvre des Principes directeurs des Nations
Unies relatifs aux entreprises et aux droits de l’homme, le rapport sur l’évolution
nationale des risques de blanchiment d’argent et de financement du terrorisme ou
encore le rapport sur le postulat 15.3877. Face à ces arguments, le postulat a été
retiré. 25

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

En s’appuyant sur le Rapport sur l’évaluation nationale des risques de blanchiment
d’argent et de financement du terrorisme en Suisse, Ursula Schneider Schüttel (ps, FR)
a déposé un postulat qui demande au Conseil fédéral d’étudier les moyens existants
pour interdire le négoce ou la commercialisation, en Suisse, de matières premières
extraites en violation du droit international. Plus précisément, ce rapport pointait du
doigt les risques de blanchiment d’argent présent dans le secteur du négoce des
matières premières en Suisse. 
Dans sa réponse, le Conseil fédéral a mentionné les nombreux plan d’actions et
rapports existants. Il a notamment cité le Plan d’action concernant la responsabilité
sociétale des entreprises (RSE) 2015-2019, le Plan d’action national pour la mise en
œuvre des Principes directeurs des Nations Unies relatifs aux entreprises et aux droits
de l’homme, le Rapport de base sur les matières premières et le rapport sur le postulat
15.3877. Il estime donc que de nombreux travaux aboutiront fin 2018 et qu’il n’est donc
pas nécessaire de programmer un rapport supplémentaire. Le Conseil national a rejeté
le postulat par 139 voix contre 33 et 20 abstentions. 26

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil national a transmis le postulat Wanner (prd, SO) qui demande une
modification de la législation agricole de façon à ce que le travail des femmes soit mis
sur pied d'égalité avec celui des hommes. 27

POSTULAT
DATUM: 19.06.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a adopté un postulat Graf (pe, BL) chargeant le Conseil fédéral de
soumettre un rapport relatif à la condition des femmes dans l’agriculture. La
postulante demande ainsi d’établir des données statistiques spécifiques concernant
notamment le nombre d’exploitations gérées par des femmes, la part du revenu
imposable des familles issue des activités agricoles des femmes, la manière de
comptabiliser le travail non rémunéré des femmes dans les exploitations et la
proportion de propriétaires foncières. Elle considère effectivement que le travail des
femmes dans le monde agricole n’est pas reconnu et que les paysannes sont
socialement, économiquement et juridiquement désavantagées. La thématique relative
à la condition de la femme est abordée dans la partie I, 7d (Frauen und
Gleichstellungspolitik). 28

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Internationale Landwirtschaftspolitik

Dans un postulat intitulé «Renforcer l'importance des exploitations agricoles
familiales dans la coopération internationale au développement», la députée
chrétienne-démocrate Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) demandait au Conseil
fédéral de rédiger un rapport présentant la manière dont il souhaitait renforcer
l'importance des exploitations agricoles familiales et des droits des femmes dans les
régions rurales dans le cadre de sa politique de coopération internationale. Les sept
sages ont appelé à accepter le postulat en précisant que leur réponse sera délivrée
dans le message sur la coopération internationale 2017-2020. 
Sans discussion, le Conseil national a donc accepté l'intervention de la fribourgeoise. 29

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
KAREL ZIEHLI

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Der Nationalrat überwies ein Postulat Hubmann (sp, ZH), welches den Bundesrat
ersucht, im Rahmen der gesamtschweizerischen Stop-Aids-Kampagne eine Kampagne
speziell für die Zielgruppe der heterosexuellen Männer durchzuführen. Hubmann
begründete dies damit, dass die Neuansteckungen mit dem HI-Virus zwar generell
rückläufig seien, dass sie aber gerade in der heterosexuellen Bevölkerung zugenommen
hätten. Eine Kampagne für Männer sei deshalb angebracht, weil es Situationen gebe, in
denen sich Frauen nicht aktiv schützen könnten, beispielsweise wenn ihnen die Männer
ihre gelegentlichen ausserpartnerschaftlichen Sexualkontakte verschweigen. 30

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Die unterschiedliche Rentenbemessung für Frauen und Männer war auch Anlass für
ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat Danuser (sp, TG), welches den Bundesrat
auffordert, die Verordnung über die IV dahingehend abzuändern, dass der
Einkommensvergleich nur mehr im Erwerbsteil erfolgt, dass eine Frau also – gleich wie
dies heute für Männer der Fall ist – weiterhin ihre Rente erhält, wenn sie sich aufgrund
von Haushaltpflichten aus dem Erwerbsleben zurückzieht. 31

POSTULAT
DATUM: 23.03.1990
MARIANNE BENTELI
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Krankenversicherung

Auch der Nationalrat überwies in der Sommersession mehrere Postulate, welche sich
mit den Vollzugsproblemen des KVG befassten. Das Anliegen der Befreiung von der
Beitragspflicht ab dem dritten Kind wurde von der Waadtländer FDP-Abgeordneten
Langenberger aufgenommen, welche auch die Möglichkeit verlangte, während des
Militärdienstes die Krankenkasse sistieren zu können, wie dies im alten KVG der Fall war.
Eymann (lp, BS) regte an, der Bundesrat solle eine Arbeitsgruppe einsetzen (Po.
96.3082), um Massnahmen zur Erhöhung der Akzeptanz des neuen KVG und
flankierende Massnahmen auszuarbeiten, die allenfalls in Beiträge zur Kostensenkung
münden könnten. Grobet (pda, GE) verlangte eine Verordnungsänderung, mit welcher
die Aufsichtskompetenz des Bundes auf die Kantone ausgedehnt werden soll (Po.
96.3083), damit auch diese Regelwidrigkeiten, insbesondere in Bezug auf die
Versicherungsprämien und die von den Leistungserbringern verursachten Kosten,
feststellen können. Hingegen lehnte der Rat eine Motion Gonseth (gp, BL), welche mit
einer Änderung des Bundesgesetzes über den Versicherungsvertrag die Gleichstellung
von Frau und Mann auch in den Zusatzversicherungen erreichen wollte (Mo. 95.3322),
selbst in der vom Bundesrat vorgeschlagenen Postulatsform ab. Eine Motion David (cvp,
SG), welche verlangte, dass der Bundesrat den Prozentsatz des anrechenbaren
Einkommens und Vermögens für die Prämienverbilligung mit dem Ziel eines
einheitlichen Vollzugs solle bestimmen können (Mo. 96.3408), wurde in der
Wintersession auf Antrag des Bundesrates als Postulat überwiesen. Dieser erinnerte
daran, dass dieses Modell ursprünglich vom Bundesrat vorgeschlagen war, dass aber das
Parlament - auf Drängen der Kantone - bewusst einer föderalistischen Lösung
zugestimmt habe, weshalb es kaum statthaft wäre, nach so kurzer Zeit diese zentrale
Bestimmung wieder zu verändern. 32

POSTULAT
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Après opposition, le Conseil national a transmis un postulat Naef (ps, ZH) par 109 voix
contre 82. Ce dernier demande un rapport sur le droit à la protection contre la
discrimination. Plus particulièrement, le motionnaire souhaite un examen de l’étendue
de ce droit, des potentiels obstacles à sa mise en œuvre, des avantages et
inconvénients, ainsi qu’une étude des instruments juridiques à disposition pour faire
respecter ce droit. 33

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
EMILIA PASQUIER

Auf Initiative der damaligen Nationalrätin Roth-Bernasconi (sp, GE) war 2011 eine
eigenständige Strafnorm geschaffen worden, die die Verstümmelung weiblicher
Genitalien unter Strafe stellt. In einem Postulat forderte Natalie Rickli (svp, ZH) im Jahr
2018 nun die Erarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, mit welchen Massnahmen
der Schutz von Mädchen und Frauen vor einer Genitalverstümmelung verbessert
werden könnte. Rickli bezog sich in ihrer Begründung auf einen kurz zuvor in der
Sonntags-Zeitung erschienenen Artikel, gemäss welchem bis zum gegebenen Zeitpunkt
noch keine einzige Strafanzeige wegen Genitalverstümmelung eingegangen sei. Sie
verlangte daher vom Bundesrat zu überprüfen, weswegen dies bis anhin nicht der Fall
gewesen sei. Zudem sollte der Bundesrat in seinem Bericht Möglichkeiten zur
Verbesserung der Strafverfolgung aufzeigen. Der Bundesrat beantragte Annahme des
Postulats und der Nationalrat überwies dieses in der Herbstsession 2018
stillschweigend. 34

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
MARLÈNE GERBER
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Asylpolitik

"Les prescriptions de la Convention sont le reflet d'un monde révolu", selon Damian
Müller, qui vise avec son postulat une adaptation de la Convention de 1951 relative au
statut des réfugiés. En effet, selon le sénateur, les modifications suivantes sont
nécessaires: il faut supprimer de la liste des motifs de fuite les motifs économiques,
l'objection de conscience et les motifs postérieurs à la fuite. De plus, il est important
pour le PLR que les personnes en exil ne puissent choisir librement leur État d'accueil
et il est aussi nécessaire que des moyens existent pour priver de leur statut de
réfugiées les personnes qui commettent des crimes ou ne font pas preuve d'une
intégration suffisante. 
Le Conseil fédéral, tout en précisant que la convention actuelle exclut d'ores et déjà les
raisons économiques et l'objection de conscience seule des motifs d'asile, s'annonce
favorable au postulat. Si le texte reste au yeux de l'exécutif nécessaire car il fixe un
cadre juridique sur le plan international, les questions du sénateur Müller méritent
d'être soulevées, notamment parce que tous les États n'ont pas signé la Convention de
1951. La chambre haute a adopté le postulat sans débat. 35

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die beiden Urteile des Versicherungsgerichtes zeugen von einer Tendenz, die auch in
anderen Bereichen zu beobachten ist. Art. 4 Abs. 2 BV wird dabei formal ausgelegt und
führt dazu, männliche Rechtsansprüche zu untermauern und bestehende weibliche
Privilegien in Frage zu stellen. Immer wieder wird – vor allem von männlicher Seite – zu
argumentieren versucht, der Anspruch auf gleiche Rechte sei mit der Erfüllung gleicher
Pflichten abzugelten. So folgte im Kanton St. Gallen das Parlament gegen den heftigen
Widerstand von SP, LdU und GP einem Antrag der Regierung auf Einführung der
Feuerwehrpflicht für Frauen. Ähnliche Bestrebungen sind in den Kantonen Bern,
Baselstadt und Waadt im Gang, während das Ansinnen 1989 im Kanton Zürich in einer
Volksabstimmung deutlich abgelehnt wurde. Eine allgemeine Dienstpflicht für Männer
und Frauen, etikettiert als Bürgerpflicht, schlug auch die Schweizerische
Offiziersgesellschaft vor. 
Frauenpolitisch engagierte Frauen und Männer weisen solche Forderungen vehement
zurück, weil es ihrer Überzeugung nach nicht angeht, auf gleiche Pflichten zu pochen,
solange die rechtliche und faktische Diskriminierung der Frauen in wesentlichen
Bereichen anhält. Um den Blick auf die Gleichstellungsproblematik zu schärfen,
möchten sie, dass der Bundesrat regelmässig über den Stand der Frauenförderung
berichtet. Ein Postulat Longet (sp, GE) (Po. 89.745), welches den Bundesrat ersucht,
den Räten mindestens einmal pro Legislaturperiode darzulegen, wieweit Art. 4 Abs. 2
BV auf Bundesebene, in den Kantonen und in der Wirtschaft verwirklicht ist, wurde
diskussionslos überwiesen; noch 1987 war ein gleichlautender Antrag abgelehnt worden.
Alle Nationalrätinnen unterzeichneten ein überwiesenes Postulat ihrer Luzerner CVP-
Kollegin Stamm (Po. 90.662), mit dem der Bundesrat aufgefordert wird, inskünftig
seinen Geschäftsbericht so abzufassen, dass die Förderung der Frauenanliegen und
der Frauenpräsenz in der Regietangs- und Verwaltungstätigkeit ersichtlich wird.
Ebenfalls überwiesen wurde ein Postulat Leutenegger Oberholzer (gp, BL) (Po. 90.405),
das den Bundesrat einlädt, in allen Botschaften und Berichten die Auswirkungen der
Vorlage in Bezug auf die Gleichstellung in einem gesonderten Abschnitt darzulegen. 36

POSTULAT
DATUM: 23.03.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm diskussionslos ein Postulat Wanner (fdp, SO) an, welches den
Bundesrat beauftragt, die Verordnung über den Paritätslohnanspruch in der
Landwirtschaft in dem Sinn zu ändern, dass die Bewertung der Frauenarbeit mit jener
der Männer gleichgesetzt wird. 37

POSTULAT
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Insbesondere Frauenorganisationen und Gewerkschaften thematisierten in der EWR-
Diskussion die Frage, was ein Beitritt zum europäischen Binnenmarkt den Frauen
bringen würde. Ausgehend von einer Interpellation von Felten (sp, BS) liess der
Bundesrat einen diesbezüglichen Bericht ausarbeiten. Dieser kam zum Schluss, dass ein
EWR-Beitritt mittelfristig positive Impulse für die Frauen zeitigen würde. Bezüglich
ihrer rechtlichen Stellung könnten die Frauen nur gewinnen, da die zwischen 1975 und
1986 erlassenen fünf EG-Richtlinien, die zum "Acquis communautaire" im EWR-Vertrag
gehören, die formale Gleichstellung der Frauen im Erwerbsleben und bei den
Sozialversicherungen vorschreiben. Auf dem Arbeitsmarkt hätten es die Frauen

POSTULAT
DATUM: 18.12.1992
MARIANNE BENTELI
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aufgrund ihrer schlechteren Ausbildung hingegen anfänglich etwas schwerer als die
Männer. 38

Ein Postulat Bär (gp, BE) für eine geschlechtsspezifische Formulierung in den
Schweizer Pässen, welches im Vorjahr noch von Dreher (ap, ZH) bekämpft worden war,
wurde nun, da der Bundesrat diese Änderung für 1993 ankündigte, diskussionslos
überwiesen. 39

POSTULAT
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin von Felten(sp, BS) ersuchte den Bundesrat mit einem überwiesenen
Postulat, den vom Bundesamt für Statistik ausgearbeiteten Bericht über die Situation
der Frauen und Männer in der Schweiz aus statistischer Sicht periodisch zu
aktualisieren und mit weiterem Datenmaterial zu ergänzen. 40

POSTULAT
DATUM: 17.06.1994
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Aeppli (sp, ZH), welches den Bundesrat bittet, den Räten einen Bericht
über die gesamtgesellschaftlich geleistete bezahlte und unbezahlte Arbeit und ihre
Aufteilung zwischen Frauen und Männern vorzulegen und konkrete Massnahmen
vorzuschlagen, die zu einer gerechteren Verteilung der bezahlten und unbezahlten
Arbeit beitragen, wurde vom Nationalrat stillschweigend angenommen. 41

POSTULAT
DATUM: 04.10.1996
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates überwies der Nationalrat – wenn auch nur knapp mit
68 zu 66 Stimmen  ein Postulat Maury Pasquier (sp, GE), welches die Landesregierung
ersucht, in Zusammenarbeit mit der Verwaltung die Empfehlungen der
interdepartementalen Arbeitsgruppe zur geschlechtergerechten Rechts- und
Verwaltungssprache von 1991 umzusetzen. Dem Parlament sollen künftig nur noch
Botschaften zugeleitet werden, die in allen Landessprachen geschlechtsneutral 
abgefasst sind. Der Bundesrates hatte sich vergeblich mit dem Argument, die
Anwendung dieses Prinzips würde im Französischen und Italienischen zu
unüberwindbaren Schwierigkeiten führen, gegen eine Annahme des Vorstosses
gewehrt. 42

POSTULAT
DATUM: 07.10.1999
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von der Feststellung, dass sich in der Schweiz immer mehr Frauen
selbständig machen, ersuchte Nationalrätin Fetz (sp, BS) den Bundesrat mit einem
überwiesenen Postulat, einen Bericht über diese Unternehmerinnen zu erstatten und
dabei insbesondere darzulegen, von welchen Beratungs- und
Finanzierungsmöglichkeiten der öffentlichen Hand sie Unterstützung erwarten können
und mit welchen Massnahmen und Empfehlungen sie besser gefördert werden
könnten. 43

POSTULAT
DATUM: 03.10.2003
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat befasste sich gewissermassen mit den Voraussetzungen für die
Lohngleichheit. Heim (sp, SO) bat den Bundesrat aufzuzeigen, wie der Erwerb von
ausserberuflich erworbenen Schlüsselkompetenzen für die Anstellung und die
Lohneinreihung in der Bundesverwaltung berücksichtigt werden könne. Der Bundesrat
antwortete, es gebe diese Richtlinien bereits, doch sei deren Anwendung Sache der
Departemente und Ämter. Die daraus resultierende Unverbindlichkeit der Richtlinien
genügte dem Nationalrat nicht, weshalb er das Postulat mit 87 zu 67 Stimmen
überwies. 44

POSTULAT
DATUM: 08.03.2007
MARIANNE BENTELI

In der Herbstsession überwies der Nationalrat mit 105 zu 78 Stimmen ein Postulat der
Grünen Fraktion, mit welchem der Bundesrat beauftragt wurde, die Auswirkungen des
Konjunkturprogramms aus Gender-Sicht zu untersuchen. In einem entsprechenden
Bericht soll er unter anderem aufzeigen, wie sich die Stabilisierungsmassnahmen zur
Stützung der Konjunktur in den Bereichen Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen,
Entlassungen, Kurzarbeit, Umsetzung und Wirkung von Weiterbildungsmassnahmen auf
Frauen und Männer auswirken. 45

POSTULAT
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN
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Überwiesen hat der Nationalrat im April ein Postulat Kiener Nellen (sp, BE) zur
Frauenförderung in technischen und naturwissenschaftlichen Lehrgängen und
Berufen. Der Bundesrat wurde damit aufgefordert, Lösungsvorschläge zu präsentieren,
wie die Untervertretung von Mädchen und Frauen in den erwähnten Berufsgruppen in
Zusammenarbeit mit den Kantonen bekämpft werden könnte. Bei den Beratungen im
Nationalrat sprachen sich die gesamte SVP-Fraktion sowie einige Politiker aus den CVP-
und FDP-Fraktionen gegen den Vorstoss aus. Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) wehrte
sich gegen eine staatliche Einflussnahme auf die Berufswahl; solange der Zugang zu den
Berufen allen unabhängig vom Geschlecht zustehe, seien weitere Massnahmen unnötig.
Dennoch fand das Postulat eine Mehrheit von 102 zu 68 Stimmen. 46

POSTULAT
DATUM: 14.04.2011
ANITA KÄPPELI

Der Bundesrat soll einen Bericht zur Situation der Frauen in der Landwirtschaft
erstellen. Dieser Auftrag erteilte ihm der Nationalrat durch die Annahme eines Postulats
Graf (gp, BL). Die Landesregierung wurde damit insbesondere aufgefordert, Angaben
zur ökonomischen, rechtlichen und sozialen Stellung der Frauen im
landwirtschaftlichen Bereich, zu den geschlechterspezifischen Besitzverhältnissen und
dem Ausmass an unbezahlter Arbeit durch Frauen in der Landwirtschaft zu machen. 47

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

Adopté unanimement en juin 2014 par le Conseil des Etats, le postulat Häberli-Koller
(pdc, TG) charge le Conseil fédéral d’établir un rapport présentant une analyse du
succès des mesures volontaires pour atteindre l’égalité salariale entre hommes et
femmes. Suite à ce rapport, le Conseil fédéral déciderait ensuite de continuer la
collaboration volontaire avec les entreprises ou d’introduire des mesures de coercition
étatique. Le Conseil fédéral s'est montré favorable au postulat. 48

POSTULAT
DATUM: 12.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Un postulat de Ruedi Noser (plr, ZH) "Egalité salariale. Améliorer la pertinence des
statistiques“ a enjoint le Conseil fédéral à se pencher sur la manière dont les
statistiques à propos des différences de salaire entre hommes et femmes sont établies.
Le député recommande la prise en compte de variables jusque-là non considérées,
comme par exemple l’expérience professionnelle, les formations continues suivies ou le
taux d’occupation au long de la carrière. Le postulat propose également l’usage du
salaire médian plutôt que moyen, ce dernier étant plus facilement tronqué par les
valeurs extrêmes. Bien que le Conseil fédéral observe que la méthode d’analyse
employée par l’OFS correspond à l’état des connaissances scientifiques actuelles et
qu’elle assure la qualité et l’objectivité des mesures, il souhaite garantir la transparence
et le consensus sur la méthode utilisée et propose donc d’accepter le postulat. Le
Conseil national a suivi cet avis lors de la session d’automne 2014. 49

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session d’été le Conseil national a rejeté un postulat de la députée Feri (ps,
AG), qui demandait au Conseil fédéral un rapport sur les mesures de soutien en faveur
de l’égalité des sexes au sein de l’administration fédérale. La conseillère se base sur le
plan d’action du canton de Vaud pour recommander l’institution d’un quota de femmes
dans l’administration fédérale. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter le postulat,
arguant que l’égalité des sexes avait été inscrite dans les sept lignes directrices du
programme de législature 2011-2015, dans le cadre duquel la plupart des mesures
préconisées par la députée Feri étaient étudiées. La conseillère fédérale Eveline
Widmer-Schlumpf a ajouté que si l’on exceptait le corps des gardes-frontières ainsi
que le DDPS, le pourcentage de femmes dans l’administration fédérale atteignait plus
que les 40% visés par Madame Feri. La chambre du peuple a suivi l’avis du Conseil
fédéral et rejeté le postulat à 94 voix contre 73. 50

POSTULAT
DATUM: 17.09.2014
SOPHIE GUIGNARD

Pour les personnes ne se reconnaissant pas dans les catégories "femme" ou "homme",
la conseillère nationale Arslan (Basta!, BS) propose au Conseil fédéral de se pencher sur
l'inscription d'un troisième sexe à l'état civil, voire une absence de mention. Si le
postulat a été accueilli positivement par le Conseil fédéral, il a été combattu par le
député Nidegger (udc, GE) et a donc été renvoyé.

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
SOPHIE GUIGNARD
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D'abord accepté par le Conseil des Etats en juin 2014, le postulat de la sénatrice
Häberli-Koller (pdc, TG)  a été finalement classé en 2018. Les débats autour de la
modification de la loi sur l'égalité en cours remplissaient de fait les objectifs du
postulat. 51

POSTULAT
DATUM: 29.05.2018
SOPHIE GUIGNARD

Sibel Arslan a défendu devant le Conseil national son postulat visant l'inscription d'un
troisième sexe à l'état civil. Elle a d'abord souligné la nécessité d'une telle inscription –
ou de la suppression de toute inscription de genre – pour deux catégories de
personnes. Premièrement, les personnes intersexes, à savoir les enfants dont les
organes sexuels ne sont à la naissance pas clairement féminins ou masculins. L'usage
pour ces enfants est très souvent une intervention chirurgicale précoce, les attribuant
à un genre arbitraire, ce qui peut avoir pour conséquence un mal-être plus tard dans
leur vie, et ce dès l'adolescence. La deuxième catégorie regroupe les personnes qui ne
se reconnaissent pas psychologiquement dans leur sexe biologique. Les troubles
psychologiques liés au genre sont souvent mal compris par les personnes cisgenres
(c'est-à-dire celles dont le sexe biologique correspond au genre ressenti
personnellement) et la mesure proposée par la députée Arslan permettrait un premier
pas vers la prise en compte de ces minorités dans le code civil. La Bâloise ajoute que
cette démarche n'est pas une première mondiale, de nombreux pays dont l'Australie, le
Canada, l'Inde, le Pakistan et l'Allemagne ayant adopté des mesures similaires. De plus,
le postulat a été signé par des parlementaires de tout le spectre politique, à l'exception
de l'UDC. 
Le député Nidegger a pris la parole pour l'opposition. Il a évoqué le danger de
l'indifférenciation, dont il estime qu'elle peut prétériter au développement et à
l'équilibre des personnes. Il recommande donc de rejeter le postulat, pour le bien des
personnes transgenres et intersexes, qui ne seraient ainsi pas incitées à rester dans un
entre-deux. 109 voix ont plébiscité le postulat. 77 s'y sont opposées, dont la quasi-
totalité de l'UDC (à l'exception d'une voix pour et d'une abstention), une partie du PLR,
du PDC et un conseiller PBD. Cinq personnes se sont abstenues (1 UDC, 2 PLR et 2
PDC). 52

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

En Suisse, une femme meurt en moyenne toutes les deux semaines, victime de
féminicide, majoritairement dans le cadre domestique. En 2018, on dénombrait 28
victimes, et 51 survivantes de tentative de féminicide. Maya Graf, dans son postulat
«Stop aux féminicides dans le contexte domestique en Suisse» demande un rapport
sur les causes et  une liste de mesures pour mettre fin à ce phénomène. 
Dans le cadre de la mise en œuvre de la Convention d'Istanbul, le Conseil fédéral avait
déjà mandaté l'OFS et le BFEG pour l'élaboration d'un rapport sur les violences
domestiques, il a donc recommandé l'adoption du postulat, qui a été accepté
unanimement par le Conseil national en septembre 2019. 53

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Kinder- und Jugendpolitik

En février 2015, la CSEC-CN a présenté un postulat concernant l'engagement de la
Confédération contre le travail des enfants. Ce dernier serait ainsi chargé de
présenter dans un rapport l'ensemble des mesures prises, tant au niveau de la
coopération avec les organisations internationales, que du rôle des entreprises et de
celui des ambassades et des consulats. Une attention particulière devant être accordée
aux entreprises dont la Confédération est elle-même actionnaire. Suivant l'avis du
Conseil fédéral, la chambre du peuple a accepté le postulat lors de la session
d'automne de la même année. 93 députés étaient en faveur du postulat, 63 étaient
contre et 3 se sont abstenus. Les oppositions venaient principalement des groupes
radical-libéral et UDC. 54

POSTULAT
DATUM: 12.02.2015
SOPHIE GUIGNARD
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Erich von Siebenthal (svp, BE) verlangte mit seinem Postulat vom Bundesrat einen
Bericht über die Situation religiöser Minderheiten und mögliche Massnahmen zu deren
Schutz. Der Postulant begründete sein Anliegen mit der in verschiedensten Staaten
noch immer weit verbreiteten religiösen Diskriminierung von Minderheiten in diversen
sozio-ökonomischen und politischen Belangen. Der Bericht soll nicht nur einen
Überblick über religiöse Diskriminierung in der ganzen Welt bieten, sondern darüber
hinaus aufzeigen, wie die Schweiz im Rahmen ihrer Aussen- und Entwicklungspolitik
gegen Menschenrechtsverstösse und religiöse Verfolgungen vorgehen kann. Der
Bundesrat zeigte sich bereit, diesen Aspekten im jährlich erscheinenden
Aussenpolitischen Bericht zukünftig mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Der Nationalrat
stimmte dem Geschäft in der Wintersession 2014 stillschweigend zu. 55

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
MARLÈNE GERBER

Sprachen

Ende 2012 hatte der Bundesrat einen Bericht über die Vertretung der Geschlechter
und Sprachgruppen in ausserparlamentarischen Kommissionen veröffentlicht. Zur
Förderung einer ausgewogenen Vertretung in diesen Gremien empfahl der Bundesrat
verschiedene Massnahmen zur Beseitigung von Ungleichheiten, lehnte jedoch sowohl
eine Aufweichung als auch eine Verschärfung der Vorgaben betreffend Repräsentation
von Geschlechtern und Sprachgemeinschaften in den Kommissionen ausdrücklich ab.
Ebendieser Bericht bewegte die Staatspolitische Kommission des Nationalrats (SPK-N)
im aktuellen Jahr zur Einreichung eines Postulats, worin sie den Bundesrat aufforderte,
den bestehenden Bericht mit einer aktiveren Strategie zu versehen. Um eine
ausgeglichenere Vertretung zu erreichen, sollten zudem alle Kommissionen zur
Umsetzung der vorgeschlagenen Massnahmen verpflichtet werden. Die SPK-N forderte
zur Vollstreckung der Massnahmen eine entscheidende Rolle für den Delegierten für
Mehrsprachigkeit und beauftragte den Bundesrat zu prüfen, ob nicht private Firmen
mit der Rekrutierung von Frauen und Personen aus der lateinischen Schweiz betraut
werden könnten. In seiner Antwort zum Vorstoss führte der Bundesrat aus, dass er die
bereits verabschiedeten Massnahmen momentan als ausreichend erachte. Es sei der
Evaluationsbericht der Gesamterneuerungswahlen 2015 abzuwarten, bevor weitere
Massnahmen beschlossen werden sollten. Gremien, die bei den nächsten Wahlen keine
ausgewogene Vertretung erreichen werden, werden angehalten, dem Bundesrat Bericht
über die aufgrund des bundesrätlichen Berichts bereits getroffenen Massnahmen zu
erstatten. In diesem Sinne beantragte er das Postulat zur Ablehnung. Die SPK gab sich
mit dieser Antwort nicht zufrieden und plädierte im Nationalrat weiterhin auf Annahme.
Die Respektierung von Minderheiten sei von essenzieller Wichtigkeit für die
Aufrechterhaltung der Solidarität zwischen den Sprachregionen in der Schweiz. Gegen
diese Argumente kam auch Bundeskanzlerin Corina Casanova mit ihren Ausführungen
nicht an. Der Nationalrat überwies das Postulat beinahe geschlossen mit 162 zu 5
abweichenden Stimmen aus der SVP. 56

POSTULAT
DATUM: 12.06.2013
MARLÈNE GERBER
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